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Dieses BMF-Schreiben ist ab dem 1. Januar 2026 anzuwenden. 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder werden im BMF-Schreiben vom 14. August 2025 (BStBl I S. 1628) der Fettdruck im 
gesamten Text aufgehoben und die Randnummer 14 wie folgt gefasst:1 

„14 Auf der Grundlage des steuerlichen Arbeitslohns (siehe Rn. 5 bis 8) wird unabhängig von 
der Berechnung der tatsächlich abzuführenden Krankenversicherungsbeiträge 
typisierend ein Arbeitnehmeranteil für die Krankenversicherung eines 
pflichtversicherten Arbeitnehmers berechnet, wenn der Arbeitnehmer in der 
gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert oder freiwillig versichert ist (z. B. bei 
höher verdienenden Arbeitnehmern und bei Beamten, die unter Verzicht auf einen 
Beihilfeanspruch steuerfreie Arbeitgeberleistungen nach § 3 Nummer 62 Satz 1 EStG 
erhalten [z. B. als Zuschuss, pauschale Beihilfe oder die Erstattung von Beiträgen zur 
Krankenversicherung]). Der typisierte Arbeitnehmeranteil ist auch anzusetzen bei in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Arbeitnehmern, die die anfallenden 
Krankenversicherungsbeiträge in voller Höhe allein tragen müssen (oftmals z. B. 
freiwillig versicherte Beamte, Empfänger von Versorgungsbezügen). Der typisierte 
Arbeitnehmeranteil ist darüber hinaus auch anzusetzen bei gesetzlich 
krankenversicherten Dienstordnungsangestellten (DO-Angestellte); das gilt sowohl für 
teilkostenversicherte DO-Angestellte als auch für DO-Angestellte, die in der 

 
1Die Ergänzungen des BMF-Schreibens vom 14. August 2025 (BStBl I S. 1628) sind durch Fettdruck 
hervorgehoben. 
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gesetzlichen Krankenversicherung bei vollem Sachleistungsanspruch unter Wegfall 
des Beihilfeanspruchs versichert sind (Fälle des § 3 Nummer 11 Satz 4 EStG). Der 
entsprechende Teilbetrag ist jedoch nur zu berücksichtigen, wenn der Arbeitnehmer 
auch tatsächlich Beiträge zur inländischen gesetzlichen Krankenversicherung leistet. 
Besteht Sozialversicherungspflicht im Inland und parallel im Ausland, bleiben im 
Lohnsteuerabzugsverfahren die Beiträge an den ausländischen Sozialversicherungsträger 
unberücksichtigt. Den Arbeitnehmeranteil für die Versicherung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung darf der Arbeitgeber nur ansetzen, wenn er (z. B. das Lohnbüro, die 
Besoldungsstelle) von einer entsprechenden Versicherung Kenntnis hat (z. B. bei Zahlung 
eines steuerfreien Zuschusses oder nach Vorlage eines geeigneten Nachweises durch den 
Arbeitnehmer).“ 

Im Auftrag 
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